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Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses 
gemäß § 91 SGB V vom 16. Juli 2020 
hier:  Änderung der Verfahrensordnung (VerfO): 

Bestimmung der medizinischen Fachgesellschaften als Stellungnahmeberechtigte 
nach § 136c Absatz 3 bis 5 SGB V 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der von Ihnen gemäß § 91 Absatz 4 Satz 2 SGB V vorgelegte o. a. Beschluss vom 16. Juli 2020 über 

eine Änderung der Verfahrensordnung wird genehmigt. 

 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

 

Das Bundesministerium für Gesundheit geht davon aus, dass die getroffenen Regelungen nicht 

zu einer Einschränkung gegenüber der in der bisherigen Praxis des G-BA vorgenommenen 

Bestimmung der stellungnahmeberechtigten medizinischen Fachgesellschaften bei den 

Beschlüssen nach § 136c Absatz 3 bis 5 SGB V führen werden.   

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Dr. Josephine Tautz 
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